
Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 19. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. Januar 2010 1687

(A) (C)

(B) (D)

Sabine Bätzing

Ansonsten werden Sie von mir noch öfter hören: „Cete-
rum censeo: Habitudinem favoris clientium esse abolen-
dam.“ Im Übrigen bin ich der Meinung: Ihre Klientelpo-
litik gehört abgeschafft.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat der Kollege Peter Aumer von der CDU/

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Peter Aumer (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Erlauben Sie mir, meine Überraschung darüber aus-
zudrücken, dass heute die erste Beratung über Ihren Ge-
setzentwurf auf der Tagesordnung steht, Frau Kollegin 
Bätzing. Vielleicht schaffen wir es, dass Sie heute – das 
haben Sie von uns gefordert – die Chance zu einer besse-
ren Erkenntnis nutzen. Entscheidungen, die dieses Hohe 
Haus mehrheitlich getroffen hat, zu akzeptieren, gehört 
zu einer guten Zusammenarbeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

In Ihrem Gesetzentwurf, meine sehr geehrten Damen 
und Herren von der SPD, bezeichnen Sie die Ermäßi-
gung des Umsatzsteuersatzes für Beherbergungsleistun-
gen durch die christlich-liberale Koalition als eklatante 
Fehlentscheidung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

– Danke schön. Ich hoffe, dass Sie auch gleich noch klat-
schen. – Die SPD beantragte im Bayerischen Landtag 
bereits im Jahr 2006 – das sollte man bitte nicht verges-
sen; ich zitiere wörtlich –: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, ihren Ein-
fluss 

– man spricht bei der SPD von Einfluss –

dahin gehend geltend zu machen, dass der Bund für 
die Hotellerie den reduzierten Mehrwertsteuersatz 
in Höhe von 7 % einführt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wie kommt der plötzliche Meinungsumschwung zu-
stande? Jetzt, da das Anliegen der SPD erfüllt ist, kom-
mentiert der bayerische SPD-Landesvorsitzende Pronold 
die Maßnahme wie folgt: Die CSU hat Subventionen 
ohne sachliche Begründung durchgesetzt, 

(Beifall bei der SPD)

und zwar zugunsten ihrer Klientel. Da drängt sich doch 
die Frage auf: Gehört die Bayern-SPD mittlerweile zur 
Klientel der CSU? Meines Erachtens sollte sich die SPD 
in Bayern vergegenwärtigen, dass sie, nur weil wir das 
getan haben, was die SPD gefordert hat, noch nicht zur 
Klientel der CSU gehört.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP – Zuruf von der FDP: Die bereiten die 
Fusion mit der Linken vor!)

Die angeblich fehlende sachliche Begründung liefert 
die SPD in Bayern im vorgenannten Antrag selbst:

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die deut-
sche Hotellerie wettbewerbsfähiger zu machen, in-
dem sie die Umsatzsteuer für die Hotellerie senkt.

Wie recht Sie doch haben, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen der bayerischen SPD.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

An dieser Stelle kann ich nur dem wirtschaftspoliti-
schen Sprecher der Grünen im Bayerischen Landtag, 
Herrn Dr. Martin Runge, recht geben, der die Debatte 
um die Reduzierung des Mehrwertsteuersatzes als sehr 
seicht empfindet. Er sieht es genauso wie die CSU.

(Joachim Poß [SPD]: Seicht ist der Vorgang!)

– Seicht ist Ihr Vorgehen, nicht unseres.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Er hat recht, weil es Ihnen nicht um die Sache geht, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, sondern weil 
versucht wird, etwas zu konstruieren. Käuflichkeit, 
Klientelpolitik und vieles mehr führen Sie ins Feld. Ih-
nen geht es gar nicht um Inhalte. Doch was macht die 
SPD bei dieser Debatte? Sie weiß heute nicht mehr, was 
sie gestern gesagt hat.

(Leo Dautzenberg [CDU/CSU]: So ist es!)

Die christlich-liberale Koalition hat eine klare Linie, 
einen klaren Kurs. Wir haben das, was wir in unseren 
Wahlprogrammen versprochen haben, gehalten und 
müssen nicht die in der Vergangenheit gutgeheißenen 
Forderungen nun bekämpfen. Wir stehen zu unserer Ver-
einbarung im Koalitionsvertrag.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Im Folgenden führe ich einige inhaltliche Aspekte an, 
wenn Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren der 
Opposition, diese überhaupt sehen und zur Kenntnis 
nehmen wollen.

Durch die Ermäßigung der Umsatzsteuer bei Beher-
bergungsleistungen stärken wir die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit des deutschen Hotel- und Gastrono-
miegewerbes. Der überwiegende Teil der europäischen 
Mitbewerber in dieser Branche profitiert bereits von er-
mäßigten Umsatzsteuersätzen, Herr Poß.

(Kerstin Andreae [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Warum müssen die Übernachtungen 
billiger werden?)

Wenn Sie zu Ende gesammelt haben, nehmen wir die 
Box gern mit. Wir finden bestimmt eine gute Gelegen-
heit, den Inhalt zu verwenden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)
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Peter Aumer

Ich vertraue weiterhin auf die Prognosen des Deut-
schen Hotel- und Gaststättenverbandes und das zielge-
richtete Handeln jedes einzelnen Hoteliers und Unter-
nehmers. Der Großteil dieser Unternehmer ist im 
mittelständischen Gewerbe tätig.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Bereits jetzt werden Investitionsmaßnahmen umgesetzt, 
die konkrete Impulse in unserer wirtschaftlich schwieri-
gen Zeit geben.

Unsere tourismuspolitische Sprecherin Marlene 
Mortler hat mir von einem Gespräch erzählt, bei dem 
deutlich wurde, dass gerade diejenigen, die Urlaub auf 
dem Bauernhof anbieten, im Durchschnitt 5 000 Euro im 
Jahr investieren und diese Mittel zielgerichtet für Inves-
titionen zur Steigerung der Qualität verwenden. Der da-
durch ausgelöste Impuls ist meines Erachtens ein wichti-
ger Beitrag gewesen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Mit Ihrem Verhalten schüren Sie nicht nur die Politik-
verdrossenheit der Bürgerinnen und Bürger, meine sehr 
geehrten Damen und Herren der Opposition; Sie verletz-
ten auch das Vertrauen in die Wirksamkeit und Nachhal-
tigkeit der Politik. Leisten Sie wirkungsvolle und kon-
struktive Oppositionsarbeit! Das bisher Dargebotene 
erscheint eher spärlich.

Die christlich-liberale Koalition hat einen ersten Teil 
ihrer Wahlversprechen

(Joachim Poß [SPD]: Genau!)

mit dem Wachstumsbeschleunigungsgesetz umgesetzt, 
Herr Poß, und damit Wort gehalten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Mit Ihrer Politik der Willkür werden Sie sicherlich nicht 
das Vertrauen der Menschen zurückgewinnen. Das hat 
auch die letzte Wahl deutlich gezeigt.

Ich empfehle Ihnen, die Menschen und auch Ihre 
Wählerinnen und Wähler mit Blick auf die in diesem 
Haus getroffenen Entscheidungen ernst zu nehmen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Dr. Hans-Peter Friedrich [Hof] [CDU/CSU]: 
Sehr gute Rede!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herr Kollege Aumer, auch Ihnen gratuliere ich im 

Namen des ganzen Hauses zu Ihrer ersten Rede im Deut-
schen Bundestag.

(Beifall)

Jetzt hat das Wort der Kollege Richard Pitterle von 
der Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Richard Pitterle (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Einen Monat ist die Regelung zur 

Steuerermäßigung für die Übernachtung in Hotels alt, 
und schon hat sie für viel Aufregung und die heutige De-
batte im Bundestag gesorgt. Nun fragen sich die Bürge-
rinnen und Bürger: Wissen die im Bundestag eigentlich, 
was sie da tun? 

(Gisela Piltz [FDP]: Ja! Wir schon! – Christian 
Lindner [FDP]: Wisst ihr es denn auch?)

Wie sieht die Regelung in der Praxis aus? Durch die 
Umsatzsteuersenkung sind weder die Hotelpreise gesun-
ken – nach Angaben vom Focus dieser Woche sind sie 
teilweise sogar gestiegen –, noch haben die Hotelbe-
schäftigten mehr Geld bekommen. Hingegen haben Sie 
für mehr Bürokratie gesorgt. Jetzt werden die Übernach-
tung mit 7 Prozent, das Frühstück und andere Zusatzleis-
tungen des Hotels aber mit 19 Prozent besteuert. Diese 
Zusatzleistungen müssen auf der Rechnung extra ausge-
wiesen werden. Die Hotels müssen sich neue Software 
zulegen. Das ist für die großen Hotelketten kein Pro-
blem, für Besitzer kleinerer Hotels jedoch eine zusätzli-
che finanzielle und arbeitsmäßige Belastung.

Aber auch die Hotelgäste haben das Nachsehen. Bis-
her bekam zum Beispiel eine Betriebsrätin oder ein Be-
triebsrat nach einer Schulung eine Rechnung des Hotels, 
die beim Arbeitgeber zur Auszahlung eingereicht wer-
den konnte. In dieser Rechnung war die Übernachtung 
mit Frühstück in einem Gesamtbetrag ausgewiesen. Da 
ich vor meiner Wahl in den Bundestag als Rechtsanwalt 
tätig war, rufen mich heute die Mandanten an und fra-
gen, ob es sein könne, dass der Arbeitgeber für das mit 
12 Euro ausgewiesene Frühstück nur noch den steuerli-
chen Pauschbetrag von 4,80 Euro bezahlen müsse. Sie 
sind ziemlich aufgebracht.

Genauso geht es vielen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern im Außendienst sowie anderen Dienstrei-
senden. Auch sie finden auf der Hotelrechnung Positio-
nen, die vom Arbeitgeber nicht mehr in voller Höhe 
erstattet werden; wenn doch, werden sie als vermögens-
werte Vorteile versteuert

(Leo Dautzenberg [CDU/CSU]: Ein geld-
werter Vorteil ist das!)

und auch der Sozialversicherungspflicht unterworfen. 
Das zum Thema „Arbeitgeberbeiträge senken!“. 

Kein Wunder, dass der Spiegel in dieser Woche über 
die Klagen der Hotelbesitzer berichtet, wonach viele 
ihrer Gäste es vorziehen, statt in ihrem Hotel bei 
McDonald’s nebenan zu frühstücken. Verstehen Sie das 
unter „Beschleunigung des Wachstums“?

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn die Anzahl der Frühstücksgäste bei McDonald’s 
weiter wächst, sollte man anfangen, die Konten der FDP 
zu beobachten.

(Beifall bei der LINKEN)

Warum haben Sie die Folgen Ihres Handelns nicht be-
dacht? Fast alle Expertinnen und Experten bei der Anhö-
rung im Finanzausschuss waren sich doch darin einig, 
dass dieses schwarz-gelbe Geschenk von circa 1 Mil-
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